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Von Delano Landtwing, Head Property & Engineering Lines

Der Klimawandel hat weltweit dramatische Folgen, auch bei uns
in der Schweiz. Das macht sich zum Beispiel in den Bergen
bemerkbar: Der Bereich, in dem es ganzjährig Eis und Schnee
gibt,  verschiebt  sich  immer  weiter  nach  oben.  Dadurch
verändert  sich  der  gesamte  Wasserhaushalt,  Bergbäche  und
Flüsse tragen mehr Geschiebe und auch in flacheren Gebieten
treten die Flüsse häufiger über die Ufer. Ausserdem kann es in
den Bergen vermehrt zu Steinschlägen, Fels- und Bergstürzen,
Rutschungen und Murgängen kommen. Doch die Klimaerwärmung hat
noch weitere Folgen: Bereits heute gibt es in der Schweiz so
viele und so starke Stürme wie nie zuvor. Auch auf extreme
Hitze  und  Trockenheit  müssen  wir  uns  künftig  häufiger
einstellen.

1.5 Grad wärmer seit 1970
Das passiert so schleichend, dass man es kaum bemerkt. Dabei
sind die Durchschnittstemperaturen in der Schweiz seit 1970
bereits  um  1.5  Grad  Celsius  gestiegen.  Und  das  hat
einschneidende  Konsequenzen:  Expertinnen  und  Experten  der
GEOTEST AG weisen darauf hin, dass sich die Permafrostgrenze
in den Alpen bis zum Jahr 2050 um ca. 200 Meter nach oben
verschieben wird, gemäss IPCC-Bericht und Brennpunkt Klima.

Höhere Permafrostgrenze – mehr Überschwemmungen
Wenn das ewige Eis sich in höhere Regionen zurückzieht, ist
das mehr als ein optisches Problem. Es bedeutet auch, dass der
gesamte Wasserhaushalt sich verändert, Bergbäche und Flüsse
mehr Geschiebe bis ins Mittelland tragen und auch in flacheren
Gebieten die Flüsse häufiger über die Ufer treten. In den
Bergen  wird  es  vermehrt  zu  Steinschlägen,  Fels-  und
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Bergstürzen,  Rutschungen  und  Murgängen  kommen.

Schutz vor Naturgefahren
Schon  einfache  Massnahmen  reduzieren  das  Schadensrisiko
aufgrund  von  Überschwemmungen:  Mobile  Sperrelemente  vor
Kellerfenstern  oder  Tiefgarageneinfahrten  können  das  Wasser
stoppen. Bei Aus- und Umbauten kann der Lüftungsschacht so
gebaut werden, dass er nicht in Bodenhöhe endet, sondern 50 cm
darüber.  Ebenfalls  sinnvoll  ist  es,  elektrische  Leitungen
erhöht zu verlegen und alles Wertvolle mit Abstand zum Boden
zu lagern.

Erdbeben in der Schweiz – die unterschätzte Gefahr
Eine weitere Naturgefahr wird häufig unterschätzt: Erdbeben.
Dabei  haben  diese  hierzulande  laut  dem  Schweizerischen
Erdbebendienst  der  ETH  das  grösste  Schadenspotenzial.  Ein
erhöhtes  Risiko  besteht  in  den  Kantonen  Wallis,  Basel,
Graubünden, der Zentralschweiz sowie dem St. Galler Rheintal.
In Zürich sind Erdbeben seltener als beispielsweise in Brig,
aber dafür wäre das Schadensausmass viel höher – wegen der
Baudichte  und  der  höheren  Sachwerte.  Grössere  Schäden
entstanden in der Schweiz zuletzt 1946 in Sierre und 1964 in
Sarnen. Mit einem starken Beben ist alle 50 bis 150 Jahre zu
rechnen  –  aber  es  kann  auch  schon  morgen  passieren.  Und
bereits schwächere Beben können teure Schäden verursachen.

Beispiel Lawinenschutz: bauliche Massnahmen für sichere Häuser
Auch bei Murgängen oder Lawinen lässt sich wirksam vorbeugen:
Hauseigentümer:innen können eine Verbauung als Keil in den
Hang setzen lassen. Sie kann anschliessend begrünt werden, so
dass sie kaum noch auffällt. Trifft die Lawine auf den Keil,
wird diese geteilt und donnert um das exponierte Haus herum,
ohne grössere Schäden anzurichten.

Informationen zum richtigen Versicherungsschutz erhalten Sie
unter  0840  80  50  85  oder  online  Erwähnen  Sie  Ihre
Mitgliedschaft  und  profitieren  Sie  von  Sonderkonditionen.

https://www.zurich.ch/de/partner/login?pac=dyXKSy6R


(Online-Code: dyXKSy6R)

Bleibt  am  Ende  des  Monats
noch  etwas  im  Portemonnaie
übrig?
geschrieben von Gabriela Sollberger | August 13, 2025
Kaum  schien  die  Covid-19  Pandemie  zumindest  vorübergehend
überwunden, da kamen bereits der Kriegsausbruch in der Ukraine
und  die  globale  Energiekrise.  Folge  davon  ist  eine
Inflationsrate,  wie  sie  die  Schweiz  seit  1993  nicht  mehr
gesehen hat. Mit einer Teuerung von 2.9% steht die Schweiz im
europäischen Vergleich zwar gut da, aber auch hierzulande sind
die  Preisanstiege  merklich  spürbar.  Vor  diesem  Hintergrund
erstaunt es nicht, dass die Lohnverhandlungen keine einfache
Angelegenheit  waren.  Die  Ergebnisse  sind  durchzogen:
Zufriedenheit auf der einen Seite, grosse Unzufriedenheit auf
der anderen. Der Rücklauf der Umfrage war dieses Mal so hoch
wie noch nie – es haben fast alle unsere Verbände die Fragen
beantwortet; unser Bild der Lage ist damit repräsentativ. Das
Positive  vorab:  Fast  alle  Mitgliederverbände  meldeten
Anpassungen  der  Löhne  an  die  Teuerung.  Was  aber  als
angemessene Erhöhung akzeptiert werden kann, darüber gingen
die Meinungen erheblich auseinander – die Meinungen zwischen
unseren Personalverbänden und den Arbeitgebern.

Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)  hat  im  Vorfeld  der
Lohnrunde  für  das  Jahr  2023  (im  Jahr  2022)  einen
Teuerungsausgleich von 3% sowie eine Reallohnerhöhung von 2%
gefordert.  Die  Auswertung  der  Rückmeldungen  aus  unseren
Mitgliederverbänden  zeigt:  Es  wurde  in  der  Regel  ein
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Teuerungsausgleich  gewährt,  dieser  Betrug  im  Durchschnitt
allerdings nur knapp 2%. Reallohnerhöhungen gab es nur in
Einzelfällen.

Vorab  zu  den  Begrifflichkeiten,  damit  die  Umfrage  richtig
verstanden werden kann:

Teuerungsausgleich  meint  die  nominelle  Erhöhung  des
Lohnes mit dem Zweck, den durch die Teuerung bedingten
Kaufkraftverlust auszugleichen.
Reallohnerhöhung meint die nominelle Erhöhung des Lohnes
mit dem Ergebnis, dass die Kaufkraft gesteigert wird;
dies bedingt, dass die Teuerung vorab voll ausgeglichen
wird; wird sie nicht voll ausgeglichen, kann auch keine
Reallohnerhöhung  vorliegen  oder  nur  dann,  wenn  die
separat ausgewiesene «Reallohnerhöhung» prozentual höher
ist als die Differenz bis zum vollen Teuerungsausgleich.
An  diese  Begrifflichkeit  halten  sich  die  Arbeitgeber
nicht  immer,  bei  der  Umfrage  ist  gelegentlich  vom
teilweisen  Ausgleich  der  Teuerung  und  einer
gleichzeitigen  Reallohnerhöhung  die  Rede,  was
irreführend  ist.
Generelle Lohnerhöhung meint die nominelle Erhöhung des
Lohnes für alle, also unabhängig von der persönlichen
Leistung  des  Einzelnen.  Bei  generellen  Lohnerhöhungen
werden  die  Lohnbänder  um  die  Lohnerhöhung  angehoben.
Hier  sind  Differenzierungen  möglich,  in  dem  nur  die
untere oder nur die obere Grenze des Lohnbandes oder nur
die Lohnbänder einzelner Funktionen oder Berufsgruppen
angehoben werden.
Strukturelle Lohnerhöhung meint die nominelle Erhöhung
des  Lohnes  einzelner  Mitarbeitender  oder  Gruppen  von
Mitarbeitenden  aus  speziellen  Berufsgruppen,  die  im
Branchenvergleich zu tief entschädigt werden (was der
Arbeitgeber regelmässig daran merkt, dass er die Stellen
nicht mehr besetzen kann).
Erhöhung der Lohnsumme meint die finanziellen Mittel, um



die nominell nach oben korrigierten Löhne finanzieren zu
können; die Erhöhung der Lohnsumme in Prozent und der
Teuerungsausgleich  /  die  Reallohnerhöhung  müssen  sich
nicht decken, weil etwa Rotationsgewinne ebenfalls zur
Finanzierung beitragen können. Teilweise wird zwischen
der Lohnsumme für die generelle Lohnerhöhung und jener
für  die  individuelle  Lohnerhöhung  differenziert,
teilweise nicht.
Individuelle Lohnerhöhung meint die Erhöhung des Lohnes
gestützt  auf  die  individuelle  Leistungsbeurteilung.
Dabei  handelt  es  sich  im  Grundsatz  nicht  um  eine
Lohnerhöhung, da die bessere Qualifikation und Leistung
entschädigt werden und nicht etwa für dieselbe Leistung
mehr bezahlt wird. Das Durchlaufen des Lohnbandes bei
guter Leistung vom Minimum in die Nähe des Maximums
führt zwar zu einer Erhöhung des nominellen Lohnes, aber
gestützt auf die Erfahrung und Leistungsfähigkeit des
Mitarbeitenden oder der Mitarbeitenden und nicht etwa
deshalb, weil der Arbeitgeber für die gleiche Leistung
mehr  bezahlen  will.  Die  individuelle  Lohnentwicklung
wurde in der Lohnumfrage gleichwohl nachgefragt, weil
die öffentlichen Arbeitgeber Einsparungen häufig bei der
Festsetzung  der  Lohnsumme  für  die  Leistungslöhne  (zu
Unrecht)  realisieren.  Weil  es  begrifflich  weit
verbreitet  ist,  wird  auch  die  individuelle
Lohnentwicklung als «Lohnerhöhung» bezeichnet und nicht,
wie eigentlich richtig, als Lohnentwicklung.
DAZ  oder  Dienstalterszulagen-System:  das  DAZ-System
(früher die Regel, heute die Ausnahme) ist das gleiche
wie  die  individuelle  Lohnerhöhung  mit  dem  einzigen
Unterschied,  dass  dies  faktisch  automatisiert  erfolgt
und  nicht  gestützt  auf  eine  detaillierte
Leistungsbeurteilung des Einzelnen; gleichwohl ist auch
bei der DAZ eine gute Leistung erforderlich, andernfalls
die Lohnentwicklung nicht gewährt wird.
Ausgleich  von  Rückständen  meint  die  in  den  letzten
Jahren nicht voll ausgeglichene Teuerung.



Die  Fragestellungen  in  unserer  Lohnumfrage  waren  teilweise
redundant. Das erfolgte absichtlich, um Missverständnisse bei
den Begrifflichkeiten zu erkennen. Aus den Umfrageergebnissen
sieht  man,  dass  gelegentlich  zwischen  Teuerungsausgleich,
genereller  Lohnerhöhung  und  Reallohnerhöhung  unterschieden
wird. Das ist gestützt auf die Begrifflichkeit nicht unbedingt
notwendig,  wurde  aber  beibehalten,  damit  die  Überlegungen
hinter der Lohnrunde des Arbeitgebers erkennbar bleiben. Ein
Beispiel: Wer einen Teuerungsausgleich erhält, bei dem liegt
eine  generelle  Lohnerhöhung  vor  (Anhebung  der  Lohnbänder),
aber keine Reallohnerhöhung, wenn der Teuerungsausgleich nicht
mehr als die volle Teuerung abdeckt.

Ergebnisse aus den Mitgliederverbänden
Teuerung
Lediglich  fünf  Mitgliederverbände  meldeten  den  volle
Teuerungsausgleich (zwischen 2.9 – 3.5%). Bei diesem Ergebnis
ist zu berücksichtigen, dass der Zeitpunkt, in welchem die
Teuerung  bestimmt  wird,  nicht  einheitlich  ist.  Ob  der
massgebliche Stichtag im Oktober oder Dezember liegt, kann
sich ganz wesentlich auf den Teuerungsausgleich, genauer die
nominelle Lohnerhöhung in Prozent, auswirken. Der Grossteil
der Mitarbeitenden im öffentlichen Dienst (soweit von unseren
Mitgliederverbänden abgedeckt) erhält etwas über 2%.

Schlechter  dran  sind  vor  allem  die  Mitarbeitenden  in  den
Berner  Gemeinden,  weil  sich  Letztere  am  Kanton  Bern
orientieren;  1%  Teuerungsausgleich  in  Köniz  oder  0.5%
Teuerungsausgleich in Muri oder gar kein Teuerungsausgleich in
Langenthal (weil das Budget nicht genehmigt wurde) sind doch
eher  ernüchternde  Resultate.  Sie  sind  auch  dafür
verantwortlich, dass der Schnitt über alle Kantone, Städte und
Gemeinden,  soweit  bei  Öffentliches  Personal  Schweiz
organisiert,  nur  knapp  2%  beträgt.

Wird  nur  ein  Teuerungsausgleich  von  2%  gewährt  (und  die
Teuerung damit nicht vollständig ausgeglichen), steigt zwar



der nominelle Lohn, in Tat und Wahrheit handelt es sich aber
um eine Reallohnkürzung, weil der Lohn, den unsere Mitglieder
erhalten, teuerungsbedingt weniger Kaufkraft hat. Dies darf
man  trotz  des  Schnitts  von  2%  Teuerungsausgleich  nicht
vergessen. Als gelungen kann man die Lohnrunde 2023 damit
nicht bezeichnen.

Reallohnerhöhung
Wesentlich schlechter sieht es bei den Reallohnerhöhungen aus
–  also  den  nominellen  Erhöhungen  des  Lohnes  über  den
Teuerungsausgleich hinaus. Hier wurde nur in Einzelfällen von
den  Arbeitgebern  nachgelegt.  Das  ist  insoweit  nicht
erstaunlich,  weil  die  hohe  Teuerung  bereits  zu  einer
deutlichen  Anhebung  der  Lohnsumme  führen  musste  und
Lohnanpassungen  von  5%  offenbar  als  politisch  nicht
vermittelbar  empfunden  wurden.  Man  mag  dafür  Verständnis
haben;  auf  der  anderen  Seite  haben  die  Sparrunden  in  den
letzten Jahren dazu geführt, dass die Löhne stagnierten und
die öffentliche Hand heute Schwierigkeiten hat, ihre Stellen
zu  besetzen.  Einen  besseren  Indikator  dafür,  dass  eine
Reallohnerhöhung  angezeigt  ist,  gibt  es  kaum.  Eine
Reallohnerhöhung im kommenden Jahr 2024 setzt voraus, dass die
im Jahr 2023 nicht voll ausgeglichene Teuerung vorab in den
Löhnen nachgeführt wird. Wer Rückstände im Teuerungsausgleich
nicht  in  das  Lohnniveau  einbaut,  kann  im  Umfang  diese
Differenz nicht von einer Reallohnerhöhung sprechen. Das wird
in der nächsten Runde ein Hauptthema sein und darauf müssen
wir fokussieren.

Individuelle Lohnentwicklung
Etwas besser sieht es bei der individuellen Lohnentwicklung
aus.  Diejenigen  Mitarbeitenden,  die  in  ein  automatisiertes
Stufenanstiegssystem  (DAZ)  eingebunden  sind,  erhielten,  wie
gesetzlich zwingend vorgesehen, eine nominelle «Lohnerhöhung».
Die  Prozente  lagen  hier  bei  0.4  bis  1.4,  abhängig  vom
jeweiligen Lohnsystem. Auch bei den Mitarbeitenden, die der
individuellen Leistungsbeurteilung unterliegen, wurden diese



Lohnerhöhungen, gute Leistung vorausgesetzt, gewährt.

Das ist nun weniger erstaunlich. Die individuelle Anpassung
des Lohnes gestützt auf die Leistungsbeurteilung ist die in
den  Personalgesetzen  und  Personalordnungen  vorgesehene
Lohnentwicklung.  Diese  ist  auszurichten,  will  man  das
Lohnsystem nicht unterlaufen. Wie bei den Begrifflichkeiten
gesagt, handelt es sich bei diesen Anpassungen des Lohnes
nicht  um  eine  eigentliche  «Lohnerhöhung»,  sondern  um  die
funktionsgerechte Entschädigung des Einzelnen (seine Arbeit in
der jeweiligen Funktion ist gestützt auf den Erfahrungszubau
und  damit  auch  die  Erhöhung  der  Effizienz  mehr  wert,  was
entschädigt wird; es ist nicht so, dass er für dieselbe Arbeit
mehr Lohn erhält).

Generelle Lohnerhöhung?
In den Umfragen war gelegentlich die Rede davon, dass zwar
kein  Teuerungsausgleich  gewährt  wurde,  aber  eine  generelle
Lohnerhöhung. Die Differenzierung erscheint uns nicht richtig;
der Teuerungsausgleich ist eine generelle Lohnerhöhung, d. h.,
der Kaufkraftverlust wird bei allen Mitarbeitenden durch die
Anhebung der Lohnbänder ganz oder teilweise ausgeglichen. Wenn
einzelne Arbeitgeber auf eine Differenzierung verzichten und
argumentieren, mit der generellen Lohnerhöhung sei teilweise
ein  Teuerungsausgleich  beabsichtigt,  teilweise  eine
Reallohnerhöhung, so entspricht dies nicht der finanziellen
Realität:  solange  die  generelle  Lohnerhöhung  die  effektive
Teuerung  nicht  ausgleicht,  liegt  ein  teilweiser
Teuerungsausgleich vor, egal wie man dem sagt, sicher aber
keine Reallohnerhöhung.

Krankenkassenprämien
Noch  ein  Wort  zu  den  Krankenkassenprämien:  Die
Krankenkassenprämien  werden  in  der  Zusammensetzung  des
Warenkorbs nicht berücksichtigt – ein anhaltendes Ärgernis,
dass wir bisher nicht beseitigen konnten. Im Jahr 2023 wird
die  mittlere  Monatsprämie  CHF  334.70  betragen,  was  einem
Anstieg von 6.6% im Vergleich zum letzten Jahr entspricht.



Dies  hat  zur  Konsequenz,  dass  nicht  einmal  beim  vollen
Ausgleich der Teuerung die Kaufkraft erhalten bleibt; dies ist
nur dann der Fall, wenn eine effektive Reallohnerhöhung auch
diese Kostensteigerung mitauffängt.

Zusätzliche Leistungen
Bei den zusätzlichen Leistungen ist insgesamt ein Abbau zu
erkennen,  oder  wie  es  ein  Personalverband  ausdrückt:  wir
kämpfen jährlich gegen den Abbau, nicht etwa für einen Aufbau.
Einen Strauss von Massnahmen meldete der Kanton Schwyz, nicht
mit  allem  ist  das  Personal  glücklich,  aber  einzelne
Anpassungen wie der mögliche Einkauf von zusätzlichen Ferien
sind durchaus interessant.

Wir  regen  an,  dass  Sie  durch  die  Tabelle  schauen  oder
scrollen, um einen Eindruck von diesen Lohnnebenleistungen zu
bekommen. Die Ergebnisse der Lohnrunde 2023 finden Sie hier.

Homeoffice nach Covid-19
Während  der  Coronapandemie  haben  die  meisten  Arbeitgeber
Homeoffice angeordnet oder ermöglicht. Öffentliches Personal
Schweiz wollte von den Mitgliederverbänden wissen, ob und wie
viel Homeoffice nun – unabhängig von Covid-19 – erlaubt ist.
Die Rückmeldungen waren durchaus positiv. Es scheint so, dass
Homeoffice an einzelnen Tagen zum Regelfall wird und niemanden
mehr aufregt (bis offenbar auf 2 Gemeinden, die Homeoffice
nicht zulassen). Die Regelung im Einzelfall (wann, wie viele
Tage) wird der individuellen Absprache überlassen. Das ist
vernünftig.  Beschränkungen  sind  erkennbar,  der  überwiegende
Teil unserer Mitglieder darf zwischen 20% und 40% von zu Hause
aus arbeiten.

Aktuelle Lage auf dem Arbeitsmarkt
Die  Arbeitslosenquote  liegt  gemäss  SECO  aktuell  bei  2.2%.
Damit  ist  die  Quote  gegenüber  dem  Vorjahr  deutlich
zurückgegangen,  mehr  noch,  sie  erreichte  einen  neuen  20-
Jahres-Tiefststand.  Besorgniserregend  (aber  erwartet)  ist,
dass der Fachkräftemangel in der Schweiz weiter zunimmt. Laut
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Jobradar waren im vierten Quartal 264‘069 Stellen unbesetzt.
Für  Arbeitgeber  wird  es  schwieriger,  gut  qualifiziertes
Personal  zu  finden.  Für  qualifizierte  und  erfahrene
Arbeitnehmer ist dieser «Arbeitnehmer-Markt» von Vorteil, sie
können sich die neue Stelle aussuchen und sie entscheiden, für
wen sie arbeiten möchten.

Fazit und Ausblick auf die kommende Lohnrunde
Die arbeitgebenden Kantone, Städte und Gemeinden haben unseren
Mitgliedern einen Teuerungsausgleich von knapp 2% zugestanden.
Das ist, gestützt auf die Zahlen, weniger als die Teuerung
selbst. Damit hat ein Reallohnabbau stattgefunden, das lässt
sich  nicht  schönreden.  Dieser  Abbau  ist,  im  Durchschnitt,
nicht erheblich, aber gleichwohl ein Abbau. Auf die Schulter
klopfen können sich die Arbeitgeber dafür nicht.

Reallohnerhöhungen gab es, bis auf wenige Ausnahmen, keine.
Das ist nicht gut, weil die Sparrunden in den letzten Jahren
dazu geführt haben, dass das Lohnniveau in der öffentlichen
Verwaltung  über  alles  gesehen  nicht  berauschend  ist.
Natürlich, es gibt Ausnahmen, aber im Durchschnitt gesehen
wird  die  öffentliche  Hand  Schwierigkeiten  haben,  den
Personalbestand  zu  halten.

Die  nächste  Lohnrunde  will  vorbereitet  sein.  Wir  werden
erheben müssen, welcher Anteil der Teuerung nicht ausgeglichen
wurde; dieser ist im Rahmen der Lohnrunde 2024 einzufordern,
zuzüglich  der  bis  dahin  wieder  aufgelaufenen  Teuerung  und
zuzüglich der abermals unterbliebenen Anhebung der Löhne im
Sinn einer echten Reallohnerhöhung.

Wir bleiben dran und melden uns in den nächsten Monaten mit
Empfehlungen.

Geschäftsleitung,
Öffentliches Personal Schweiz



Kostenloses  Webling  Webinar
vom  5.  Juli  2022  –
Aufzeichnung
geschrieben von Gabriela Sollberger | August 13, 2025
Liebe Mitglieder

Die Aufzeichnung des Webling Webinars vom 5. Juli 2022 steht
Ihnen unter nachfolgendem Link kostenlos zur Verfügung.

Rückmeldungen  und  Fragen  dürfen  Sie  gerne
an gabriela.sollberger@oeffentlichespersonal.ch richten.

Elektroautos: Lohnt sich der
Umstieg?
geschrieben von Gabriela Sollberger | August 13, 2025
Elektromotoren gelten als Antriebsform der Zukunft – bereits
jetzt  ist  bald  jeder  dritte  neue  Personenwagen  ein
«Steckerfahrzeug». Ist das die Wende? Die wichtigsten Pro- und
Contra-Argumente im Wettstreit zwischen konventionellen Autos
und Elektrofahrzeugen.

1. Stichwort Umweltbilanz
Der  Verkehr  verursacht  in  der  Schweiz  ein  Drittel  des
jährlichen  Energieverbrauchs.  96 %  der  CO2-Emissionen
entstehen  dabei  laut  Bundesamt  für  Strassen  ASTRA  durch
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fossile Treibstoffe. Elektroautos hingegen stossen kein CO2
aus. Sind sie also generell umweltfreundlicher?

Unbestritten ist, dass Elektroautos während der Betriebsphase
das Klima weniger belasten: vor allem, wenn sie mit Ökostrom
betrieben werden. Laut Bundesamt für Energie stammen aktuell
62 % des Schweizer Stroms aus erneuerbarer Energie, zumeist
Wasserkraft. Allerdings ist die Herstellung der Autobatterien
energieaufwendig  und  vor  allem  die  Entsorgung  oft
umweltbelastend.  Für  Skeptiker  ist  dies  ein  gewichtiges
Gegenargument. Deshalb arbeiten die Hersteller mit Hochdruck
an verbesserten Konzepten.

Fazit:  Da  noch  nicht  ausreichend  Informationen  vorliegen,
steht es im Wettkampf 0:0.

2. Stichwort Lärm
Elektroautos  sind  im  Stadtverkehr  deutlich  leiser  als
konventionelle Fahrzeuge. In einer Welt der Elektromobilität
könnten Menschen an vielbefahrenen Strassen besser schlafen,
die Lebensqualität in den Städten würde dadurch steigen. Aber:
Leise  Fahrzeuge  bergen  auch  ein  Risikopotenzial.  Deshalb
werden Elektroautos teils künstlich mit Geräuschen versehen,
um andere Verkehrsteilnehmer zu warnen.

Fazit: Dieser Punkt geht an die Elektroautos: 1:0.

3. Stichwort Flexibilität
Schon mehr als 7000 Elektrotankstellen gibt es in der Schweiz.
Und es kommen ständig neue dazu An den Schnellladestationen
dauert das Stromtanken nicht viel länger, als einen Espresso
zu  trinken.  Die  Benziner  hingegen  können  auf  ein  seit
Jahrzehnten  bewährtes  Tankstellennetz  zurückgreifen.

Deshalb  geht  dieser  Punkt  an  beide  Antriebsformen:  Der
Spielstand ist 2:1.

Bestellen Sie sich Ihre Z-Volt-Karte unter zurich.ch/zvolt



und profitieren Sie mit der Z-Volt-LadeApp:

Schweizweiter Einheitspreis an allen Ladepunkten
im Partnernetzwerk
Keine Abo- oder Grundgebühren
Ladestationen finden und direkt laden in CH und
Europa

Ökobonus: Umweltbewusste fahren günstiger – bis zu 20%
Ermässigung auf Ihre Prämie.

Mitglieder  von  Öffentliches  Personal  Schweiz  (ZV)
profitieren  zusätzlich  von  Spezialkonditionen.

4. Stichwort Reichweite
Mit einer Tankfüllung von Zürich nach Köln oder von Genf nach
Paris  –  mit  benzin-  oder  dieselbetriebenen  Autos  ist  das
normalerweise kein Problem. Bei Elektroautos hingegen hängt es
von vielen Faktoren ab, wie weit man kommt. Deshalb wurde der
Begriff der «Reichweitenangst» geprägt.

Doch  es  tut  sich  einiges,  das  immer  dichtere  Netz  an
Schnellladestationen  und  die  stark  verbesserte
Ladegeschwindigkeit  entschärfen  die  Problematik.

Gleichwohl:  Noch  geht  dieser  Punkt  an  Benziner  und
Dieselfahrzeuge  –  2:2.

5. Stichwort Kosten
Der Anschaffungspreis für Elektrofahrzeuge ist aktuell noch
höher,  dafür  sind  die  Tankkosten  günstiger.  Wie  langlebig
Elektroautos sind und mit welchen Reparaturkosten über den
Lebenszyklus  zu  rechnen  ist,  dafür  gibt  es  noch  nicht
ausreichend  Daten.  Vermutlich  werden  die  Kosten  bei
Reparaturen, beim Abschleppen oder bei Bränden in nächster
Zeit noch höher sein.

Fazit: Dieser Punkt geht wieder an die konventionellen Autos:



Spielstand 2:3.

6. Stichwort Innovation und Coolness

Welches Auto ist am coolsten? Diese Frage muss jede und jeder
für  sich  selbst  beantworten.  Doch  die  Erfolgsstory  Tesla
beweist,  dass  Elektroautos  als  innovativ,  trendig  und
umweltbewusst gelten – und ihre Fahrerinnen und Fahrer gleich
mit. Wer seine Nachbarn neidisch machen will, hat aktuell mit
einem Elektroauto die besseren Chancen. Deshalb geht der Punkt
klar an die Elektrofahrzeuge.

Endergebnis: Gleichstand im Wettstreit der Argumente mit 3:3.

Prognose: Die Wende ist nah – oder schon da
Die  kleinräumige  Schweiz  ist  prädestiniert  für
Elektromobilität.  Spätestens  wenn  die  Anschaffungspreise
fallen und die Reichweite keine «Angst» mehr auslöst, sind
Elektroautos  auch  für  den  Durchschnittslenker  eine  gute
Alternative. Trotzdem werden wir in naher Zukunft noch keinen
grossen Anteil Elektroautos auf Schweizer Strassen sehen – im
Schnitt  dauert  es  20  Jahre,  bis  sich  der  gesamte  Bestand
einmal erneuert hat.

Mitglieder  von  Öffentliches  Personal  Schweiz
(ZV) profitieren bei Zurich von 10% Rabatt.
Unter zurich.ch/partner finden Sie alle Informationen zu
den Angeboten von Zurich. Hier können Sie Ihre individuelle
Prämie berechnen und Ihre persönliche Offerte erstellen.
Dafür benötigen Sie folgenden Zugangscode: dyXKSy6R

Sie können uns auch unter der Gratisnummer 0800 33 88 33
kontaktieren oder besuchen Sie Ihre Zurich-Agentur in Ihrer
Nähe.  Sie  finden  die  nächstgelegene  unter
zurich.ch/agentur.  Bitte  erwähnen  Sie  Ihre  ZV
Mitgliedschaft.



Hadern  mit  der  digitalen
Verwaltung
geschrieben von Gabriela Sollberger | August 13, 2025
Seit  2011  beleuchtet  die  Studie  eGovernment  MONITOR  der
Initiative D21 und der Technischen Universität München die
Situation der digitalen Verwaltung in Deutschland, Österreich
und der Schweiz. Die Ergebnisse in diesem Jahr sprechen eine
deutliche  Sprache  und  bestätigen  den  Eindruck  der  letzten
Jahre: Die Digitalisierung des Staates geht nur schleppend
voran und bleibt weit hinter den Entwicklungen in Wirtschaft
und Privatleben der Bürger und Bürgerinnen zurück.

Die digitale Verwaltung kommt bislang nicht in der Breite der
Bevölkerung an. Während die Bürgerinnen und Bürger im Privat-
und  Berufsleben  immer  intensiver  digital  unterwegs  sind,
stagniert  die  Nutzung  der  digitalen  Verwaltung  und  die
Zufriedenheit  sinkt  deutlich.  Dennoch  ist  die  Bevölkerung
offen  für  gut  funktionierende  digitale  Interaktion  mit
Behörden und für neue Technologien wie den Personalausweis auf
dem Smartphone.

Die  Nutzung  digitaler  Verwaltungsleistungen  in  Deutschland
verharrt  auf  einem  mittleren  Niveau:  52  Prozent  der
Onlinerinnen  und  Onliner  nahmen  innerhalb  der  vergangenen
zwölf Monate solche Leistungen in Anspruch, damit ist die
Nutzung  leicht  rückläufig  (2020:  54  Prozent)  und  liegt
deutlich hinter den Vergleichsländern Österreich und Schweiz
(76  Prozent  beziehungsweise  60  Prozent).  Die  Zufriedenheit
nahm  im  zweiten  Jahr  der  Pandemie  in  allen  drei  Ländern
deutlich ab. Zu diesem Ergebnis kommt die Studie eGovernment
MONITOR  2021  der  Initiative  D21  und  der  Technischen
Universität  München  unter  Schirmherrschaft  des
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Bundesministeriums  des  Innern,  für  Bau  und  Heimat  und
durchgeführt von Kantar. Für die Studie wurden 7851 Menschen
in  Deutschland  online  befragt  (Österreich:  1002  Personen,
Schweiz: 1004 Personen).

Die  Studienergebnisse  kommentiert  Dr.  Markus  Richter,
Beauftragter der Bundesregierung für Informationstechnik und
Staatssekretär im Bundesinnenministerium: «Die Ansprüche der
Bürgerinnen  und  Bürger  an  den  digitalen  Staat  steigen
kontinuierlich. Wer im Alltag ganz selbstverständlich online
einkauft  und  Bankgeschäfte  per  App  erledigt,  erwartet  mit
Recht auch solche niedrigschwelligen Angebote vom Staat. Dafür
arbeiten wir intensiv an mehreren Baustellen. Ein zentraler
Baustein  ist  die  Smart  eID,  eine  besonders  komfortable
Variante der Online-Ausweisfunktion auf dem Smartphone. Zudem
bauen  wir  Nutzerkonten,  die  miteinander  sprechen,  und
vernetzen die Verwaltungsportale von Bund und Ländern. Dabei
investieren wir gezielt in die Qualität der Angebote.»



Wenig Leistung, wenig Zufriedenheit
Die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland
mit dem aktuell verfügbaren Online-Angebot ihrer Stadt oder
Kommune ist in diesem Jahr auf 47 Prozent zurückgefallen. Das
ist ein Rückgang um 15 Prozentpunkte gegenüber dem Vorjahr
(auch in Österreich und der Schweiz ging die Zufriedenheit
deutlich zurück: – 13 beziehungsweise – 8 Prozentpunkte). Zwar
empfinden  66  Prozent  die  digitale  Abwicklung  von
Behördenleistungen als Erleichterung gegenüber dem Gang zum
Amt, und 70 Prozent können sich vorstellen, zukünftig öfter
Behördengänge digital durchzuführen. Doch auch die Ansprüche
an die digitale Verwaltung steigen: Alle abgefragten Kriterien
zur  Zufriedenheit  wurden  schlechter  bewertet  als  im  Jahr
zuvor.  Die  markantesten  Rückgänge  betreffen  die
Zuverlässigkeit  der  Systeme,  einfache  Bedienbarkeit,
Aktualität  der  Angebote  und  Auffindbarkeit  benötigter
Informationen. Nur zwei von fünf Bürgerinnen und Bürger sind
der  Meinung,  dass  während  der  Pandemie  ausreichend  viele
Möglichkeiten  zur  digitalen  Abwicklung  angeboten  wurden.
Barrieren  bei  der  Nutzung  sorgen  für  zusätzliche
Unzufriedenheit, am häufigsten nennen die Nutzer/Nutzerinnen
nicht online angebotene Dienste und mangelnde Durchgängigkeit
von Angeboten (jeweils 47 Prozent).



«Die Pandemie hatte zur Folge, dass viele Bürgerinnen und
Bürger digitale Dienste und Anwendungen intensiv genutzt und
erlebt  haben  –  im  Privaten,  teilweise  aber  auch  im
Beruflichen.  Im  Bereich  der  Verwaltung  ist  dieser  Effekt
jedoch  ausgeblieben.  Wenn  wir  wollen,  dass  digitale
Verwaltungsleistungen wirklich von den Bürgerinnen und Bürgern
angenommen  werden,  müssen  wir  Angebote  machen,  die  ebenso
leicht und niedrigschwellig sind, wie sie es aus dem privaten
Alltag kennen. Die Bürgerinnen und Bürger formulieren klare
Anforderungen,  um  Barrieren  zu  überwinden:  Dienste  müssen
funktionieren, durchgängig und intuitiv bedienbar sein», so
Hannes Schwaderer, Präsident der Initiative D21.



Online-Ausweis kaum genutzt
Viele  Verwaltungsleistungen  und  digitale  Transaktionen
erfordern  es,  dass  Bürgerinnen  und  Bürger  sich  eindeutig
identifizieren.  Das  Pendant  zum  Vorzeigen  des
Personalausweises  im  Amt  ist  im  Internet  die  Online-
Ausweisfunktion (eID). 35 Prozent der Befragten in Deutschland
mit gültigem Personalausweis haben die eID freigeschaltet –
doch bislang genutzt haben sie lediglich neun Prozent. Die
Verbreitung  digitaler  Identifikationsmöglichkeiten  liegt  in
den Vergleichsländern deutlich höher: In Österreich besitzen
54 Prozent Zugang zur digitalen Identifikation, in der Schweiz
gibt es verschiedene Verfahren (zum Beispiel SwissID und TAN-
Verfahren), 62 Prozent haben mindestens eines davon genutzt.

Der digitale Ausweis in Deutschland befindet sich in stetiger
Weiterentwicklung, doch der eGovernment MONITOR zeigt über die
Jahre kaum Fortschritte in der Nutzung – auch weil grössere
Hürden wie spezielle Geräte und wenig Anwendungsmöglichkeiten
bestanden. Die anstehende Weiterentwicklung soll den Ausweis
auf das Smartphone bringen, ähnlich wie auch Zahlungen mit EC-
Karten  zunehmend  über  das  Smartphone  getätigt  werden.  Die
Einführung steht noch bevor, doch bereits jetzt zeigt fast die
Hälfte der Befragten daran Interesse (48 Prozent). Besonders
interessiert  sind  die  unter  30-Jährigen  (62  Prozent),
Personen,  die  bereits  Erfahrung  mit  digitaler  Verwaltung
gesammelt  haben  (60  Prozent)  und  Personen  mit  hohem
Bildungsabschluss  (59  Prozent).



«Der Staat hat in den vergangenen zehn Jahren viel Geld und
Aufwand in Dienste investiert, die kaum Anwendung bei den
Bürger/Bürgerinnen  finden.  Man  kann  festhalten:  Grosse
deutsche  digitale  Infrastrukturprojekte  erreichen  die
Bevölkerung  bislang  kaum  –  sei  es  die  De-Mail,  die
Behördennummer 115 oder der neue Personalausweis», sagt Prof.
Dr. Helmut Krcmar von der Technischen Universität München.
«Mit der Speicherung des Personalausweises auf dem Smartphone
scheint  nun  eine  Lösung  gefunden,  die  nah  am  Alltag  der
Bürger/Bürgerinnen ist und einen echten Sprung in der Nutzung
zur Folge haben konnte – leider ist diese aber zunächst nur
auf bestimmten Geräten verfügbar und auch nicht ausreichend
bekannt.»

Unterschiede in der Nutzung
Diesbezüglich  liegen  für  die  Schweiz  keine  Zahlen  vor,
allerdings  zeigt  der  eGovernment  MONITOR  2021  deutliche
Unterschiede in Nutzung und Zufriedenheit in den einzelnen
Bundesländern Deutschlands: Die Nutzung schwankt zwischen 62
Prozent (Hamburg) und 49 Prozent (Rheinland-Pfalz, Sachsen-
Anhalt  und  Sachsen).  Die  Nutzung  in  den  Stadtstaaten  ist
überdurchschnittlich (Berlin: 57 Prozent, Bremen: 56 Prozent),
in den Flächenländern liegt sie dagegen bei durchschnittlich
52 Prozent, Thüringen und Brandenburg liegen hier mit jeweils
56  Prozent  vorn.  Zwischen  den  neuen  und  den  alten
Bundesländern inklusive Berlin gibt es keine Unterschiede im
Nutzungsniveau, beide liegen bei 52 Prozent. Allerdings nutzen
die  Bewohnerinnen  und  Bewohner  der  neuen  Bundesländer  die
Dienste intensiver: 23 Prozent geben an, häufiger als fünf Mal
im Jahr E-Government-Leistungen zu nutzen, in den alten sind
es  nur  16  Prozent.  Die  grösste  Zufriedenheit  äussern  die
Bürgerinnen und Bürger in Hamburg (59 Prozent) und Bremen (56
Prozent), die geringste in Thüringen (40 Prozent). Im Schnitt
ist  die  Zufriedenheit  in  den  Stadtstaaten  und  den
Flächenländern auf ähnlichem Niveau (Stadtstaaten: 50 Prozent,
Flächenländer  47).  Dies  liegt  vor  allem  an  der



unterdurchschnittlichen Zufriedenheit in Berlin, die bei nur
44 Prozent liegt.

Der eGovernment MONITOR 2021 …
… ist eine repräsentative Studie der Initiative D21
und der Tech-
nischen Universität München. Die Befragung erfolgte
online vom
1. bis 21. Juni 2021. Befragt wurden Personen ab 16
Jahren in
Privathaushalten, die das Internet privat nutzen
(Deutschland:
7851 Personen, Österreich: 1002 Personen, Schweiz:
1004 Personen).
Die komplette Studie mit vielen weiteren
untersuchten Digitalisie-
rungsthemen: https://initiatived21.de/egovmon21/

Versicherungsvertragsgesetz
in Kraft gesetzt
geschrieben von Urs Graf | August 13, 2025
Liebe Mitglieder

Gerne informieren wir Sie über Neuerungen, welche ab 1. Januar
2022  in  Kraft  treten  werden  –  es  handelt  sich  dabei  um
folgendes:

Bundesrat  setzt  revidiertes
Versicherungsvertragsgesetz in Kraft
Bern, 11.11.2020 – Der Bundesrat hat an seiner Sitzung vom 11.
November 2020 das revidierte Versicherungsvertragsgesetz per
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1.  Januar  2022  in  Kraft  gesetzt.  Das  Gesetz  regelt  die
Beziehungen zwischen Versicherungen und ihren Kundinnen und
Kunden.

Am 19. Juni 2020 haben die Eidgenössischen Räte die Revision
des  Versicherungsvertragsgesetzes  (VVG)  gutgeheissen.  Die
Referendumsfrist ist am 8. Oktober 2020 ungenutzt abgelaufen.
Der Bundesrat hat das Inkrafttreten des revidierten VVG per 1.
Januar  2022  beschlossen.  Damit  steht  den
Versicherungsgesellschaften ausreichend Zeit zur Verfügung, um
die umfangreichen Neuerungen zu implementieren, insbesondere
in  der  Produktgestaltung,  im  Vertrieb,  bei  der
Schadenserledigung  und  bei  der  Vertragsauflösung.

Das revidierte Gesetz bringt Verbesserungen für Kundinnen und
Kunden und passt Bestimmungen an veränderte Gegebenheiten an.
So  wird  beispielsweise  neu  für  Versicherungsverträge  ein
Widerrufsrecht von 14 Tagen eingeführt und auch Verträge mit
langer Laufzeit können nach drei Jahren beendet werden. Die
Verjährungsfrist für Ansprüche aus Versicherungsverträgen wird
von zwei auf fünf Jahre erhöht. Zudem wird das Gesetz an die
heutigen  Anforderungen  des  elektronischen  Geschäftsverkehrs
angepasst.

Revidierte Bestimmungen
Die Teilrevision beinhaltet folgende wesentliche Änderungen im
VVG:

• Versicherte können neu innerhalb einer Bedenkfrist von 14
Tagen von ihrem Vertrag ohne Verpflichtung zurücktreten

(nArt. 2a und 2b). Die Widerrufsfrist beginnt, sobald der
Versicherungsnehmer den Vertrag beantragt oder angenommen

hat. Die Frist ist eingehalten, wenn der Versicherungsnehmer
am letzten Tag der Widerrufsfrist seinen Widerruf dem

Versicherungsunternehmen mitteilt oder seine
Widerrufserklärung der Post übergibt.



• Die Versicherer müssen zusätzlichen Informationspflichten
nachkommen (nArt. 3). So wird beispielsweise explizit

festgehalten, dass zur (bisherigen) Aufklärungspflicht über
den Umfang des Versicherungsschutzes ebenfalls Angaben

gehören, ob es sich um eine Summen- oder Schadenversicherung
handelt. Ebenfalls muss über die zeitliche Geltung des

Versicherungsschutzes informiert werden, insbesondere ob und
inwieweit nach Ablauf des Versicherungsvertrages noch

Versicherungsschutz besteht.

• Die in der Praxis weitverbreiteten vorläufigen
Deckungszusagen werden neu gesetzlich geregelt (nArt. 9). Es

handelt sich hierbei um einen selbstständigen
Versicherungsvertrag, der dem VVG untersteht. Dabei genügt

es, wenn die versicherten Risiken und der Umfang des
Versicherungsschutzes bestimmbar sind.

• Neu ist neben der Schriftform (mit Unterschrift) auch eine
Kündigungserklärung in elektronischer Textform möglich (nArt.

35a), zum Beispiel per E-Mail. Damit wird das VVG den
Gegebenheiten des ECommerce über die ganze

Wertschöpfungskette hinweg gerecht. Eine eigenhändige
Unterschrift ist damit nicht mehr erforderlich. Davon ist
auch bei der vorläufigen Deckungszusage des Versicherers

auszugehen (nArt. 9). Schriftform im Sinne von Art. 12 ff. OR
ist weiterhin bei der Abtretung und Verpfändung (nArt. 73)

nötig.



• Versicherte sowie Versicherungen können Verträge (mit
Ausnahme der Lebensversicherungsverträge) mit längerer

Laufzeit (mehr als drei Jahre) auf das Ende des dritten oder
jedes folgenden Jahres mit einer Kündigungsfrist von drei
Monaten kündigen, ohne das Ende der Laufzeit abzuwarten
(nArt. 35a). Dadurch werden «Knebelverträge» faktisch
abgeschafft. Von dieser Ordnung nicht erfasst werden

Versicherungsverträge, die auf eine Dauer von drei oder
weniger als drei Jahren vereinbart wurden. Diese können

ordentlich nicht vorzeitig gekündigt werden, während aber die
ausserordentliche Kündigung nach nArt. 35b auch hier
offensteht, sofern ein wichtiger Grund vorliegt. Ohne

Bedeutung ist nArt. 35a auch für Versicherungsverträge, für
die keine bestimmte Dauer vereinbart wurde und die damit

unbefristet sind.

• In der Zusatzversicherung zur sozialen Krankenversicherung
stehen das neue ordentliche Kündigungsrecht und das

Kündigungsrecht im Schadenfall nur den Versicherten zu (nArt.
35a Abs. 4). Diese Regelung widerspiegelt die heutige Praxis
der Versicherungen. Der Krankenzusatzversicherer darf somit
nach einem Leistungsbezug den Vertrag nicht kündigen. Anders
ist dies bei der kollektiven Taggeldversicherung, wo beiden
Vertragsparteien ein Kündigungsrecht zusteht (nArt. 35a Abs.

4).

• Interessant ist im Lande der Überversicherung ferner die
Möglichkeit des Versicherungsnehmers, bei Vorliegen einer
unbemerkten Mehrfachversicherung innert vier Wochen seit
Entdeckung dieser den zuletzt geschlossenen Vertrag zu

kündigen (nArt. 46b). Ebenfalls steht dem Versicherungsnehmer
ein Kündigungsrecht bei einer wesentlichen

Gefahrsverminderung zu (nArt. 28a).



• Bei den sogenannten versicherungsrechtlichen Obliegenheiten
handelt es sich regelmässig nicht um Obliegenheiten gemäss
dem allgemeinen Vertragsrecht, sondern um vertragliche

Nebenpflichten. Verletzt der Versicherungsnehmer eine solche
Pflicht, kann der Versicherer den Ersatz des darauf

zurückführenden Schadens verlangen. Bei der Leistungskürzung
handelt es sich damit im Grunde genommen um eine Verrechnung
des verursachten Schadens. Diesem Umstand wird nun explizit
Rechnung getragen, als der vereinbarte Rechtsnachteil neu

nicht nur bei einer unverschuldeten Vertragsverletzung nicht
eintritt, sondern ebenfalls wenn der Versicherungsnehmer

nachweist, dass die Verletzung für den Schaden nicht kausal
war (nArt. 45). Diese Klarstellung ist zu begrüssen,

allerdings wird den Versicherern weiterhin die Möglichkeit
belassen, den Rechtsnachteil unabhängig vom Grad des

Verschuldens eintreten zu lassen. Diese Frage dürfte somit
weiterhin die Gerichte beschäftigen.

• Ansprüche aus Versicherungsverträgen verjähren anstatt wie
bisher nach zwei Jahren neu erst fünf Jahre nach Eintritt des
Schadenfalls (nArt. 46). Der Versicherte kann seinen Anspruch
somit bis zu fünf Jahre nach dem Eintritt des Ereignisses,

das die Leistungspflicht begründet, geltend machen. Weiterhin
findet die zweijährige Verjährungsfrist auf die

Krankentaggeldversicherung Anwendung.

• Neu gilt in der Haftpflichtversicherung ein direktes
Forderungsrecht des geschädigten Dritten oder dessen
Rechtsnachfolger gegen den Versicherer (nArt. 60). Im
Schadenfall können damit Ansprüche direkt bei der

Haftpflichtversicherung des Schädigers im Umfange der
Schadenersatzforderung geltend gemacht werden. Dies, obwohl

der Versicherungsvertrag nicht mit ihm, sondern mit dem
Haftpflichtigen abgeschlossen wurde. Aber nicht nur die

Ersatzansprüche der Geschädigten werden gedeckt, sondern auch
die Rückgriffsansprüche Dritter (bspw. Sozialversicherer).
Die bisher in der Praxis gängigen Regressausschlussklauseln

sind also nicht mehr zulässig.



• Das Regressrecht des Versicherers wird auf sämtliche
Ersatzpflichtigen ausgedehnt, also nicht bloss auf aus

unerlaubter Handlung Haftende, sondern – analog dem ATSG für
die Sozialversicherer – explizit auch auf aus einer

Vertragsverletzung oder Kausalhaftung Ersatzpflichtige (nArt.
95c Abs. 2).

Unter  folgendem  Link  können  Sie  das  gesamte
Versicherungsvertragsgesetz
konsultieren:

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2020/1305/de

Urs Graf,
Geschäftsleitungsmitglied

NEUE  VEREINBARUNG  MIT
HOTELCARD
geschrieben von Urs Graf | August 13, 2025
Liebe Mitglieder
Es  freut  uns,  Ihnen  mitteilen  zu  können,  dass  wir  mit
HOTELCARD  eine  neue  Vereinbarung  getroffen  haben.  Diese
ermöglicht  es  Ihnen,  zu  vergünstigten  Konditionen  eine
personalisierte Hotelcard zu erwerben.

Wir machen Sie darauf aufmerksam, dass es sich bei diesem
Angebot um ein Abonnement handelt.

Die Mitgliedschaft kann jederzeit bis 14 Tage vor Ablauf des
Abos  gekündigt  werden,  ansonsten  verlängert  sich  die
Mitgliedschaft  automatisch  zu  Fr.  99.–  pro  Jahr.

Hotelcard  erinnert  Sie  per  E-Mail  rechtzeitig  vor  der

https://www.fedlex.admin.ch/eli/fga/2020/1305/de
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/dienstleistungen/2021/08/neue-vereinbarung-mit-hotelcard
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/dienstleistungen/2021/08/neue-vereinbarung-mit-hotelcard


automatischen  Verlängerung  Ihrer  Hotelcard  an  den
Kündigungstermin.

Der Spar(s)pass für Hotelliebhaber
Das  ganze  Jahr  in  Hotels  entspannen  und  dabei  viel  Geld
sparen. Auf hotelcard.com bieten über 500 Hotels ihre freien
Kapazitäten  mit  30-50%  Rabatt  an.  Ob  Wellness-Wochenende,
Städtetrip, Wandern in den Bergen: Als Hotelcard-Mitglied gibt
es immer einen Grund zum Verreisen.

Win-win für Kunden und Hotels
Im  Gegensatz  zu  anderen  Buchungsportalen  oder
Reiseveranstaltern  zahlen  Hotels  bei  Hotelcard  keinerlei
Kommissionen  oder  Gebühren.  Deshalb  offerieren  sie  den
Hotelcard-  Mitgliedern  die  weitaus  günstigsten  Zimmerraten.
Einfach und ehrlich.

Vorteile der Hotelcard:
Wählen Sie aus über 500 Top-Hotels in der Schweiz und
dem nahen Ausland
Übernachten Sie mit 30 bis 50% Rabatt
Beliebig viele Buchungen möglich
Einfacher Buchungsprozess ohne versteckte Kosten
Regelmässige  Hotel-  und  Reisetipps  von  unseren
Reiseexperten

Als Mitglied vom Öffentlichen Personal bestellen Sie die 1-
Jahres-Hotelcard für Fr. 79.– statt Fr. 99.– oder noch besser,
die 3-Jahres- Hotelcard für Fr. 187.– statt Fr. 247.–!

Jetzt bestellen: https://hotelcard.com/de/personal-zv

Unsere Empfehlung: Schliessen Sie das Abonnement gleich von
Beginn weg für drei Jahre ab – damit profitieren Sie während
dreier Jahre von den Vorzugskonditionen.

http://hotelcard.com
https://hotelcard.com/de/personal-zv


DER MANTA IST ZURÜCK: ERSTER
ELEKTROMOD VON OPEL
geschrieben von Gabriela Sollberger | August 13, 2025
Liebe Mitglieder
Opel hat mit dem neuen Manta den ersten ElektroMOD seiner
Firmengeschichte gebaut – überzeugen Sie sich selbst. Seit dem
1.  Januar  2021  können  Sie  als  Mitglied  von  Öffentliches
Personal Schweiz (ZV) von einem Rabatt zwischen 10 und 35% für
Fahrzeuge der Marke Opel profitieren. Der gelbe Elektro-Manta
ist allerdings noch nicht erhältlich.

Sein Name ist Manta – Opel Manta. Er ist so zeitlos wie der
berühmteste  Agent  im  Dienste  Ihrer  Majestät.  Vor  über  50
Jahren mit 4-Zylinder-Benzinmotor gestartet, steht er heute
erneut in Bestform da, denn Opel hat mit dem Manta den ersten
ElektroMOD seiner Firmengeschichte gebaut. Der neue Opel Manta
GSe  ElektroMOD  verbindet  das  Beste  aus  zwei  Welten:  den
klassischen  Auftritt  einer  Stilikone,  kombiniert  mit
modernster Technologie für einen nachhaltigen Einsatz – auch
weit abseits einer Oldtimer-Rallye. Denn der neue Manta ist
zukunftssicher:  elektrisch,  emissionsfrei  und  doch  voller
Emotionen.

Der Opel Manta GSe ElektroMOD spiegelt die Faszination einer
wachsenden Fangemeinde wider, die klassische Autos wie den
Manta  mit  modernen  Technologien  und  neuem  Design  in  so
genannte  RestoMods  verwandelt.  Der  rein  batterieelektrische
Manta ist sportlich wie ein echter Opel GSe und trägt dabei
stolz seine Ambitionen im Opel-eigenen Namen – ElektroMOD. MOD
steht  für  Veränderung,  für  technische  wie  stilistische
MODifikationen sowie einen MODernen nachhaltigen Lebensstil.

https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/dienstleistungen/2021/08/der-manta-ist-zurueck-erster-elektromod-von-opel
https://oeffentlichespersonal.davidguntern.ch/dienstleistungen/2021/08/der-manta-ist-zurueck-erster-elektromod-von-opel


Darum weicht der Vierzylinder unter der Opel-typisch schwarz
lackierten Haube einem Elektromotor mit saftigen 108 kW/147 PS
Leistung. Das «e» in GSe bedeutet nun Elektrifizierung statt
Einspritzung. Damit ist der neue GSe der stärkste Manta A, den
Opel ab Werk je gebaut hat. 1974 und 1975 war der Manta GT/E
das kräftigste Modell der ersten Generation mit 77 kW/105 PS.
Beim 2021er-Elektro-Manta steht dem Fahrer zudem ein maximales
Drehmoment von 255 Newtonmeter zur Verfügung – aus dem Stand.
Nun  hat  der  Pilot  die  Wahl,  ob  er  das  originale  4-Gang-
Getriebe per Hand schalten möchte oder einfach den vierten
Gang einlegt und dann automatisch fährt. Egal wie er sich
entscheidet, die Kraft wird stets an die Hinterräder geleitet.
Der  Manta  bleibt  somit  ein  klassischer  Sportler  –  mit
innovativ  verjüngtem  Antriebsstrang.

Die Lithium-Ionen-Batterie verfügt über eine Kapazität von 31
kWh und erlaubt damit eine mittlere Reichweite von rund 200
Kilometern.1 Wie bei einem serienmässigen Opel Corsa-e oder
Opel  Mokka-e  kann  auch  der  Manta  GSe  Bremsenergie
zurückgewinnen und in der Batterie speichern. Das reguläre
Laden erfolgt über einen 9 kW-On-Board-Charger für ein- und
dreiphasigen Wechselstrom. Damit dauert es knapp vier Stunden,
um die Manta-Batterie komplett aufzuladen.

Optisch setzt der Manta GSe auf das neue Opel-Gesicht. Stand
der Manta A schon für den Opel-Vizor von Mokka und Crossland
Pate,  so  trägt  der  ElektroMOD  nun  über  die  gesamte
Fahrzeugbreite selbst den Opel Pixel-Vizor. Über diesen LED-
Screen  kann  der  Manta  GSe  sogar  mit  seiner  Umwelt
kommunizieren. «My German heart has been ELEKTRified», läuft
da als Schriftzug über die neue Front. «I am on a zero e-
mission», erklärt der GSe seine Mission gleich selbst und
zeigt im nächsten Moment die Silhouette eines Manta-Rochens,
der über den Pixel-Vizor gleitet. Die LED-Technologie arbeitet
darüber  hinaus  in  den  integrierten  Tagfahrlichtern,  den
Hauptscheinwerfern  sowie  den  auffällig  dreidimensional
gestalteten Rückleuchten.



Der neongelbe Lack korrespondiert mit der gerade erneuerten
Opel-CI  und  umrahmt  kontrastreich  die  charakteristisch
schwarze Motorhaube. In den Radhäusern stecken jetzt extra
designte und von Ronal gefertigte 17-Zoll-Aluminiumräder mit
Reifen der Dimensionen 195/40 R 17 an der Vorder- und 205/40 R
17 an der Hinterachse. Auf dem Kofferraum steht stolz «Manta»
in  der  neuen,  modernen  Opel-Schrift.  Die  verchromten
Stossstangen des Originals sind verschwunden – wie schon zu
damaliger  Zeit  bei  vielen  Tuning-  und  Rennfahrzeugen  von
Irmscher und Co.

Im  Innenraum  hat  die  aktuelle  Opel-Digitaltechnik  Einzug
gehalten.  Die  klassischen  Rundinstrumente  sind  Geschichte,
stattdessen blickt der Pilot nun auf ein breites Opel-Pure-
Panel wie bereits beim neuen Mokka in Serie. Hier zeigen zwei
integrierte, fahrerorientierte Widescreens mit 12 und 10 Zoll
wichtige  Informationen  zum  Auto  wie  Ladezustand  und
Reichweite.  Die  Musik  kommt  von  einer  Bluetooth-Box  der
legendären Verstärkermarke Marshall – ein moderner Klassiker
im  modernen  Klassiker.  Die  Sportsitze  mit  ihrer  zentralen
gelben Dekorlinie sind einst für den Opel ADAM S entwickelt
worden. Sie bieten jetzt ein im Manta-Original nie gekanntes
Niveau an Komfort und Seitenhalt. Der Fahrer nimmt hinter
einem von Opel überarbeiteten Petri-3-Speichen-Lenkrad Platz.
Das Styling der Siebziger blieb dabei erhalten und mit der
gelben  Markierung  in  12-Uhr-  Stellung  kam  noch  ein  i-
Tüpfelchen  an  Sportlichkeit  hinzu.  Im  Cockpit  und  an  den
Türverkleidungen  finden  sich  nun  zudem  mattgrau  lackierte
Flächen, die hervorragend zu den übrigen gelben und schwarzen
Farbelementen im Neoklassiker passen. Der Fahrzeughimmel ist
frisch mit feinem Alcantara ausgeschlagen und komplettiert das
stylische Ambiente des neuen Opel Manta GSe ElektroMOD.

Der Manta ist eine echte Ikone in der Geschichte der Marke
Opel und eine Inspiration für ihre Zukunft. Bis Mitte des
Jahrzehnts wird Opel einen neuen Manta in Serie bringen.
Natürlich rein elektrisch!



₁ Nicht zertifiziert, da Einzelstück


